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Bericht des Ausschusses für Finanzen
betreffend das Gesetz, mit dem das O. ö. Verwaltungsabgabengesetz abgeändert

wird (0. ö. Verwaltungsabgabengesetznovelle 1966).

(L-264/2-XIX)

Die Landes~ und Gemeindeverwaltungsabgaben
sind gemäß § 9 Abs, 1 Z. 17 des Finanzausgleichs-
gesetzes 1959, BGBL Nr. 97, in der Fassung der
Finanzausgleichsnovelle 1966, BGBI. Nr. 337/1965,
ausschließliche Landes(Gemeinde)abgaben. Die Re-
gelung dieser Ahgaben kommt nach § 8 Abs. 1 des
Finanz-Verfassungsgesetzes 1948daher dem Landes-
gesetzgeber zu. Die entsprechenden landesrecht-
lichen Vorschriften enthält das O. Ö, Verwaltungs-
abgabengesetz, LGBI. Nr. 1/1957. § 1 Abs. 1 dieses
Gesetzes bestimmt, daß die Parteien "in den Ange-
legenheiten der Landes- und Gemeindeverwaltung"
für die Verleihung von Berechtigungen oder für
sonstigewesenUich in ihrem Privatinteresse liegende
Amtshandlungen der Behörden (§ 78 des Allgemei-
nen Verwaltungsverfahrensgesetzes ......,...AVG. 1950)
Verwaltungsabgaben zu entrichten haben.

Durch die Bundes-Verfassungsgesetznovelle "1962,
BGBLNI. 205,wurde u. a. auch der eigene Wirkungs-
bereich der Gemeinden neu umschrieben. Gemäß
Art. 118 Abs. 2 B-VG.. 1929 haben nunme_hr die
Gesetze die Angelegenheiten des eigenen Wirkungs-
bereiches der Gemeinden ausdrücklich als solche zu
bezeichnen.

Die E'inhebung der durch das O. Ö. Verwaltungs-
abgabengesetz geregelten Gemeindeverwaltungsab-
gaben ist eine solche Angelegenheit, die nach der
durch die Bundes-Verfassungsgesetznovelle 1962ge-
schaffenen Verfassungsredllslage dem eigenen Wir-
kungsbereich der Gemeinden zugehört

Der vorliegende Entwurf einer O. Ö. Verwaltungs-
abgabenge'setznovelle 1966 sieht daher vor, daß der
§ 1 des O. Ö. Verwaltungsabgabengesetzes durch
einen Abs~5 ergänzt wird, der die gemäß der vor-
bezeichneten Verfassungsbestimmung des Art. 118
Abs. 2 B-VG. 1929erforderliche Feststellung enthält.

Damit im Zusammenhang soll. durCh die Neu-
fassung des' § 1 Abs. 1 des O. Ö. Verwaltungsab-
gabengesetzes außer Zweifel gestellt werden, daß
zu den "Angelegenheiten der Gemeindeverwaltung"
im Sinne dieser Bestimmung ape Angelegenheiten
Je~ eiyellell Wil'kt111ySLeleiches, 'Uüd ~W'-a.i' ein-
schließlich der Angelegenheiten aus dem Be-
reich der Bundesvollz.iehung, gehören. Bis zum
Inkrafttreten der Bundes-Verfassungsgesetznovelle
~962 konnte der eigene Wirkungsbereich der Ge-
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meinden nämlich nur Angelegenheiten aus dem
Bereich der Landesvollziehung umfassen. Erst die
durch die -Bundes-Verfassungsgesetznovelle 1962 ge-
schaffene Verfassungsrechtslage sieht vor, daß auch
Angelegenheiten aus dem Bereich der Bundesvoll-
ziehung dem eigenen Wirkungsbereich d~r Gemein-
den zugehoreI\ können.

Schließlich soll durch das im Entwurf vorliegende
Gesetz auch noch die Bestimmung' des § 2 Abs. 1
des O. Ö. Verwaltungsabgabengesetzes novelliert
werden. Nach dieser Bestimmung sind für das Aus-
maß der Verwaltungsabgaben die von der Landes-
regierung durch Verordnung zu erlassenden Tarife
maßgebend, die für den einzelnen Abgabenfall das
Ausmaß von 'eintausendfünfhundert Schilling nicht
überschreiten dürfen. Der damit gegebene Rahmen,
innerhalb dessen die einzelnen Verwaltungsabgaben
durch Verordnung der Landesregierung festzusetzen
sind, soll von eintausendfünfhundert Schilling auf
zweitausend fünfhundert Schilling erweitert werden.

Diese Novellierung soll nicht nur den seit der
Festsetzung des Höchstbetrages von eintausendfünf~
hundert Schilling für die Landes- und die Gemeinde·
verwaltungsabgab~n 'im Jahre 1948 durch die Lan-
desverwaltungsabgabengesetznovelle, LGBl. NI. 48,
eingetretenen Geldwertänderungen Rechnung tra-
gen, sondern vor allem der Landesregierung bei
Festsetzung der für die einzelnen Fälle zu entrichten-
den Verwaltungsabgaben eine nach den Erfahrungen
der Praxis notwendige größere Beweglichkeit
geben. Hiezu wird ergänzend noch bemerkt, daß
zum Beispiel in den vor dem Inkrafttreten des
O. Ö. Verwaltungsabgabengesetzes (I. Februar 1957)
erlassenen Verwaltungsabgabengesetzen der Bun-
desländer Steiermarls, Vorarlberg und Wien das
Höchstausmaß der Verwaltungsabgaben 'bereits mit
zweitausend, Schilling festgesetzt worden war.

DeI' Aussc1;mßfür Finanzen beantragt. der Hohe
Landtag möge das beigefügte Gesetz, mit dem das
o. Ö. Verwaltungsabgabenges~tz abgeändert wird.
(0. ö. VerwaItungsabgabengeselznovelleI966),· be-
schließen.

; Li n z, am 8.·November 1966. y
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vom

mit dem das O. ö. VerwaItungsabgabengesetz abgeändert wird
(0. Ö. Verwallungsabgabengeselznovelle 1966).

Der o. ö. Landtag hat beschlossen:

Das O. ö. Vcrv:altungsabgabcngcsctz,
LGBI. Nr. 1/1957, wird wie folgt abgeändert:

1. § 1 Ab•. 1 hat zu lauten:
,,(1) In den Angelegenheiten der Landesverwal-
tung und in den Angelegenheiten der Gemeinde-
verwaltung (das sind die Angelegenheiten des
eigenen Wirkungsbereiches der Gemeinden aus
dem Bereich der Landesvollziehung und der Bun- '
desvollziehung) haben die Parteien für die Ver-
leihung von Berechtigungen oder für sonstige
wesentlich in ihrem Privatinteresse liegende
Amtshandlungen der Behörden (§ 78 des Allge-
meinen Verwaltungsverfahrensgesetzes - AVG.
1950) Verwaltungsabgaben zu entrichten."

2. Dem § 1 wird folgender Abs. 5 angefügt:
.. (5) DIe Einbebung der Verwaltungsabgaben in
den AI!gelegenheiten der Gemeindeverwaltung
fällt in den eigenen Wirkungsbereich der Ge-
meinde."

3. § 2 Abs. 1 hat zu laulen:
.. (1) Für das Ausmaß der Verwaltungsabgaben
sind die von der Landesregierung durCh Verord-
nung zu erlassenden Tarife maßgebend, die für
den einzelnen Abgabefall das Ausmaß von zwei-
tausendfünfhundert Schilling nicht überschreiten
dürfen."


